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Stellungnahme des Deutschen Olympischen Sportbundes (DOSB)  
 
im Rahmen des Konsultationsverfahrens von BMI und BMFSFJ zu den Rege-
lungsinhalten eines Demokratiefördergesetzes 

 
 
Der Deutsche Olympische Sportbund (DOSB) begrüßt das Vorhaben der Bundesregierung, 
mit dem Demokratiefördergesetz einen wirkungsvollen Beitrag zur verbindlichen und lang-
fristig angelegten Stärkung der Zivilgesellschaft zu leisten. Insbesondere begrüßt der 
DOSB die frühzeitige Einbindung und breite Konsultation zu den Regelungsinhalten durch 
das Bundesministerium des Innern und für Heimat (BMI) und das Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ). 
 
Die Bundesregierung hat richtigerweise erkannt, dass die Gestaltung und Förderung der 
Demokratie nicht allein staatliche Aufgaben sein können, sondern ein gemeinsames Anlie-
gen von Staat und Zivilgesellschaft sein müssen. Mit den richtigen Rahmenbedingungen 
kann der Staat zivilgesellschaftliches Engagement ermöglichen und fördern. In diesem 
Kontext kann das Demokratiefördergesetz eine verlässliche rechtliche Grundlage für die 
Förderung von zivilgesellschaftlichem Engagement in den Bereichen Demokratieförderung, 
Extremismusprävention und Vielfaltgestaltung im Rahmen der verfassungs- und haushalts-
rechtlichen Vorgaben schaffen. Damit würde die Bundesregierung nicht nur den Vereinba-
rungen des aktuellen Koalitionsvertrages nachkommen, sondern auch einer Forderung aus 
breiten Kreisen der Zivilgesellschaft – darunter auch des organisierten Sports. 
 
Der gemeinwohlorientierte Sport unter dem Dach des DOSB ist mit rund 27 Millionen Mit-
gliedschaften in mehr als 90.000 Sportvereinen die größte zivilgesellschaftliche Gemein-
schaft in Deutschland und Europa. Sportvereine sind mehr denn je eine starke Säule der 
gelebten Demokratie sowie Ort von und für zivilgesellschaftliches Engagement. Der organi-
sierte Sportsektor basiert zu großen Teilen auf ehrenamtlichem Engagement und der Ar-
beit gemeinnütziger Vereine. Diese Vereine als Keimzellen unserer Demokratie in Deutsch-
land tragen tagtäglich dazu bei, dass Bewegung und Gesundheit, Leistung und Lebens-
freude, Inklusion und Integration, aber auch demokratische Entscheidungsprozesse gelebt 
und erlebbar werden. Die Vereine bedürfen deshalb besonderer Aufmerksamkeit, um Orte 
des Zusammenkommens und des Austausches zu ermöglichen und einer weiteren Spal-
tung entgegenzuwirken.  
 
Dieser Aufgabe und dieser Verantwortung kommt der DOSB auf vielen Ebenen nach. Um 
auf die Bedeutung einer unabhängigen Zivilgesellschaft für eine lebendige und starke De-
mokratie hinzuweisen und diese zu stärken, hat der DOSB u.a. bereits im Oktober 2019 mit 
elf weiteren Dachverbänden und Netzwerken die „Charta für Zivilgesellschaft und Demo-
kratie“ veröffentlicht sowie im August 2021 als Teil des Bündnisses für Gemeinnützigkeit 
ein Positionspapier zum bürgerschaftlichen Engagement vorgelegt. Darüber hinaus nutzt 
der DOSB das hohe Potenzial bürgerschaftlichen Engagements des Sports in den Feldern 
Integration, Inklusion und Geschlechtergerechtigkeit unmittelbar durch Initiativen wie u. a. 
dem Bundesprogramm „Integration durch Sport” mit den angedockten Projekten „Willkom-
men im Sport“, „Bewegte Zukunft” und „GeniAL” sowie durch weitere Maßnahmen wie 
„Starke Netze gegen Gewalt“ oder „Event-Inklusionsmanager*innen im Sport“.  
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Hierbei agiert der organisierte Sport als Partner von Politik und Verwaltung auf Augenhöhe, 
um eine offene, vielfältige und demokratische Gesellschaft im und durch den Sport zu ge-
währleisten.  
 
Innerhalb des DOSB werden die Aktivitäten der Extremismusprävention im Sport und die 
Stärkung demokratischer Kultur in Sportvereinen unter dem Titel „Sport mit Courage“ zu-
sammengefasst und federführend von der Deutschen Sportjugend (dsj) verantwortet. An 
dieser Stelle verweist der DOSB daher auf die Stellungnahme zu den Regelungsinhalten 
eines Demokratiefördergesetzes der dsj und bekräftigt deren Kernpunkte:  
 
1. Sportvereine und -verbände als Adressaten eines Demokratiefördergesetzes verstehen 
2. Strukturen für Demokratie- und Jugendbildung im organisierten Sport langfristig stär-

ken 
3. Autonomie der Zivilgesellschaft wahren und vertrauensbasierte Zusammenarbeit vor-

sehen 
 
Der DOSB möchte insbesondere unterstreichen, dass sich Sportvereine und -verbände be-
reits jetzt als elementarer Teil der bundesdeutschen Zivilgesellschaft in ihren Strukturen 
vielfältigen Formen von Demokratiebildung widmen und entsprechend als wichtige Akteure 
bei der Entwicklung und Umsetzung eines Demokratiefördergesetzes anzusehen sind. Ver-
eine sind Orte der demokratischen Teilhabe. Mit ihren Vereinsprinzipien der Freiwilligkeit, 
der Mitgliedschaft, des ehrenamtlichen Engagements und ihren partizipativen Ansätzen 
schaffen sie lebenslange Lernräume für Beteiligung und Aushandlungsprozesse, d.h. die 
Grundlagen für demokratische Bildung. Die Sportentwicklungsberichte zeigen, dass im 
Selbstverständnis der Sportvereine das Demokratielernen, also die demokratische Beteili-
gung im Verein, einen zentralen Kern der Arbeit darstellt. Hier zeigt sich ein großes Bil-
dungspotenzial der Sportvereine. Diese Bildungsleistungen können die Sportvereine aller-
dings nur entfalten, wenn sie engagierte Menschen haben, die sie initiieren und bewusst 
gestalten. Gemeinsam mit Partner*innen hat der DOSB daran gearbeitet (siehe Arbeitspa-
pier des Bundesnetzwerks Bürgerschaftliches Engagement „Zivilgesellschaft als zentraler 
Akteur in der deutschen Bildungslandschaft“ sowie Policy Paper des Stifterverbands 
„Sportvereine – Bildungsakteure der Zivilgesellschaft“), die Bildungsleistungen der Zivilge-
sellschaft in der öffentlichen Wahrnehmung, in Wissenschaft und Politik zu stärken. Um die 
skizzierten Bildungsleistungen fruchtbar zu machen, gilt es auch diese bildungs- und enga-
gementpolitisch anzuerkennen und strukturell zu fördern. 
 
Der DOSB möchte betonen, dass ein Demokratiefördergesetz die bestehenden, zivilgesell-
schaftlichen Strukturen nicht überformen und bürgerschaftliches Engagement durch zuneh-
mende Bürokratie ersticken darf, sondern gut funktionierende Förderstrukturen durch neue 
fördergesetzliche Regelung stärken sollte. Dabei gilt es vor allem sicherzustellen, dass die 
Gemeinnützigkeit von Vereinen und Organisationen auch bei der Befassung mit politischen 
Projektthemen stets ungefährdet bleibt. 
 
Abschließend möchte der DOSB als größte zivilgesellschaftliche Gemeinschaft in Deutsch-
land seine weitere Unterstützung bei Konzeption und Umsetzung der begrüßenswerten Ini-
tiative eines Demokratiefördergesetzes zum Ausdruck bringen. 
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